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Die Rationalisierung. 


Jeder kennt das Wort, er kennt es als das Schlagwort 
des Jahrzehnts, als den Ausdruck moderner Produktions- 
methode, er kennt einzelne Anwendungsgebiete, aber wenige 
sind sich nur der schweren wirtschaftspolitischen Auswit- 
kungen bewußt. Es bestehen bei den üblichen volkswirt- 
schaftlichen Betrachtungen zweierlei entgegengesetzte Stand- 
punkte, die einen bezeichnen die Rationalisierung kurz 
als den H: R der Wirtschaftskrise, die anderen 
gehen an der Re erung vorbei, ohne sich um sie zu 
kümmern, Ist der te Weg ein großer Fehler, birgt der 
erste die schwere Gefahr in sich, daB man über die Rationa- 
sierung, die so viel Unheil angerichtet haben soll, den 
Stab bricht und so den begrüßenswerten Fortschritt auf 
dem Gebiete wachsender Planmaßigkeit der Wirtschaft 
zum Stillstand, ja, zum Rückschritt bringt. Es ist auch 
richtig, daß billig produziert werden muß und eine nach 
dem Kriege verarmte Menschheit kann nicht Preise be- 
willigen und bezahlen, die einst vor dem Kriege gefordert 
werden durften, Billig muß erzeugt werden, um den Ab- 
satz der industriellen Produkte trotz der bestehenden Kauf- 
kraft, zu heben, dies alles ware nicht möglich, wenn man 
die erstandene Planmaßigkeit und Wirtschaftlichkeit des 
Wirtschaftslebens verlieren würde. Eine Anerkennung der 
Bedeutung und Unentbehrlichkeit der Rationalisierung be- 
inhaltet aber noch lange nicht die Billigung der derzeitigen 
Anwendungsmethoden, die tatsachlich, trotz gegenteiliger 
Behauptungen, die zum Schutze des Rationalisierungs- 
gedunkens erhoben werden, an der derzeitigen Krise in 
großem Ausmaß mitschuldig ist. 

Die Rationalisierung, die eine Erleichterung der Regie- 
lasten des betreffenden Unternehmens mit sich bringt,wurde 
schon aus diesem Grunde freudig begrüßt, aber die Ver- 
bundenheit des einzelnen Betriebes mit der Volkswirt- 
schaft ist heute, angesichts der durch Zollschranken in er- 
höhtem Maße bestehenden Bindung an den Inlandsmarkt, 
größer als jemals. Jeder durch den Rationalisierungsprozeß 
um seine Beschaftigung gebrachte Arbeiter stellt für die 
Gesamtwirtschaft und ebenso auch für den betreffenden 
Betrieb, der ihn entlassen hat, eine Belastung dar, mag 
dies auch für den ersten Blick paradox aussehen. 

Wenn in dem betreffenden Staate eine Arbeitslosen- 
unterstützung in irgendeiner Form besteht und in den 
meisten ist dies der Fall, dann belastet der nun beschafti- 
gungslos gewordene das Wirtschaftsbudget und erhöht 
durch die Masse an Arbeitslosen die Inanspruchnahme der 
Steuerlast, ichzeitig kann er naturlich mit den beschei- 
denen Mitteln der Unterstützung auch keinen bemerkens- 
werten Konsumfaktor mehr darstellen, erst recht nicht, 
wenn er nicht einmal diese Unterstützung erhalt. Der 
Arbeitslose als Opfer des Rationalisierungsprozesses be- 
lastet demnach die Steuerlast des Unternehmens und setzt 


gleichzeitig die Möglichkeit des Absatzes durch den Aus- 
fall einer Kaufkraft herab. Dies klingt merkwürdig, weil 
man sich solche Auswirkungen bei der Entlassung eines 
einzelnen Arbeiters, Angestellten, nicht vorstellt, aber darin 
liegt eben der große Fehler, man übersieht, daß dieses 
Faktum vervielfacht, in Zehntausenden und Hundert- 
tausenden eine wirtschaftspolitische Erscheinung darstellt. 


Es handelt sich im vorliegenden Falle nicht um eine 
klare Folgeerscheinung, sondern um eine gegenseitige Wechsel- 
wirkung. Die Arbeitslosigkeit ist, wie man taglich hört, 
eine Folgeerscheinung der Krise, die Krise selbst aber eine 
Konsequenz der aus der Arbeitslosigkeit entstehenden 
Absatzkrise, der Stockung im Konsumprozeß, Es ist wirk- 
lich überflussig daruber zu richten, welche der beiden Er- 
scheinungen primar ist und es genügt, festzustellen, daß 
eine Lösung des Krisenproblems ohne eine Lösung der 
brennenden Frage der Arbeitslosigkeit undenkbar ist. Dabei 
ist an keinerlei staatliche Grenzen gedacht, denn die Wirt- 
schaft eines Staates leidet an der Arbeitslosigkeit im Nach- 
barstaate nicht weniger als an der im eigenen Lande, Will 
man daraus eine Lehre ziehen, dann muß man sich daruber 
klar werden, daß dem einzelnen Unternehmer zugegebener- 
maßen damit geholfen ist, daß er durch Arbeiterentlassungen 
seine Regien hinabdrückt, um die Krise leichter überdauern 
zu konnen, aber von einer höheren, universellen Warte aus 
gesehen, verschlimmert er damit die Wirtschaftslage, weil 
er das Heer der Beschaftigungslosen vermehrt, die Kauf- 
kraft um einen Kopf geschwacht hat. Besonders gefährlich 
sind naturgemaß rungen einer plötzlichen Ent- 
lassung großer Anzahl von Arbeitern oder Angestellten, 
denn dadurch tritt diese Schwachung der Kaufkraft er- 
schutterungsmaßig auf und stört empfindlich, ohne Über- 
gang, das ewig unentbehrliche Gleichgewicht zwischen 
Produktion und Verbrauch. 


Aus diesen Erwagungen ergibt sich die Folgerung, daß 
vom Standpunkt der augenblicklichen Volkswirtschafts- 
notwendigkeiten eine Rationalisierung begrüßenswert ist, 
wenn sie eine Steigerung der Produktionsmenge nnd damit 
eine Verbilligung des Einzelproduktes herbeiführt, daß sie 
aber abgelehnt werden müßte, wenn ihr Zweck nur Er- 
sparung an Arbeitskraft, also Entlassungen von Arbeits- 
kraften sein soll. Diese klare Entwicklung eines schon oft 
dargelegten Gedankenganges wird zugegebenermaßen 2 
einem großen Teil als Theorie gekennzeichnet, durch 
Unmöglichkeit die Produktionsmenge zu steigern. Wehin? 
lautet die Frage der Industrie, die gberalt durch Zollmauern 
gehindert, an eine Vermehrung ihrer Erzeugung nicht denken 
kann, da sie keinen Absatz dafür findet. 


Es ist nicht die Rationalisierung, die diese Krise ver- 
schuldet hat, sondern ihre verfehlte Anwendung und die 
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Schranken, die Staat gegen Staat errichtet hat, nicht die 
Maschine, die Menschen brotlos macht, weil sie einzeln, 
Hunderte von ihm ersetzt, verjagt, überflüssig erscheinen 
laßt, ist des Menschen wirtschaftlicher Feind, sondern der 
Mensch selber ist in seiner Schwäche, sein wahrer Gegner, 
er erkennt die Ursachen, er weiß, daß die gegenseitige Ab- 


—— 


sperrung, die Zerstückelung des Weltmarktes, die Zertrüm- 
merung normalen Güteraustausches das wahre Grundübel 
ist und dennoch ist er zu schwach oder zu trage, um ent- 
schlossen Abhilfe zu schaffen. Wie alle Schwachen und 
Tragen schiebt er alle Schuld auf andere, so ein Sünden- 
bock ist für ihn auch die Rationalisierung. Dr. HAR 


Ist vollständige Entziehung der Schankkonzession möglich? 
Gerichtsentscheidung in Sachen des Verkaufs von Geiränken bis zu 2,5%. Alkoholgehalt. 


Einem Oastwirt iu Mewe war die Vollkonzession mit dem 
30. April 1931 nach vorangegangener sechsmonaliger Kündigung ent- 
zogen worden. Er hat den Verkauf von Getranken bis zu 2,5 Pro- 
zent Alkoholgehalt von vornherein weiter getatlgt, weil er im Be- 
sitze des „Swiadectwo Przemysłowe“ (Gewerbepatentes) für diesen 
Zweig seines Unternehmens war. 

Nach langerer Zeit erschien ein Beamter der Finanzkonlrolle 
und uahm ein Protokoll in dieser Angelegenheit auf, in welchem der 
Boklagte zum Ausdruck brachte, dass er sich weigere, den Verkauf 
freiwillig einzustellen. Der Beamte verbot ihm den Weiterverkauf 
nicht. Etwa vier Wochen nach Aufnahme des Protokolls erging ein 
Verbot des Weiterverkaufs von seiten der Starostei, welchem der 
Beklagte sofort Folge leistete, aber auch sofort gegen dieses Ver- 
bot eine Beschwerde üher die Starostei an die Wojewodschaft ein- 
reichte. Er berief sich in dieser Beschwerde auf $ 359, Abs, 2 der 
Verordnung des Finanzministers vom 7. 2. 1928 betr. das Spiritus- 
monopol, welcher besagt, dass der Verkauf dieser Oetranke auf 
Grund der Anmeldung beim Urząd Skarbowy und nach Erteilung 
eines Akzisenpatentes durch dieses Amt stattfinden kann. Die An- 
meldung hatte der Beklagte getaligt und das Akzisenpatent erbeten; 
es war ihn ohne Grund verweigert worden, Etwa 3 Wochen nach 
der Einreichuug der Beschwerde an die Wojewodschait, in welcher 
der Beklagte im Falle der Verwelgerung der Genehmigung des Ver- 
kaufs dieser Gelranke die Klage auf Schadenersatz angesagt hatte, 
erhielt er von der Starostel die Nachricht, dass das Verbot zurück- 
gezogen sel. Inzwischen fand der Termin statt, in dem der Ange- 
klagte von der ibm zur Last gelegten Uebertrelung Freige- 


Sprochen wurde (Burggericht Mewe, 16. 4. 1931, sygo. akt. 11. 
Kg. 125/31). 

Das Monopolamt hat den Beklagten wegen des Verkaufs niedrig- 
prozentiger Getranke ohne Akzisenpatent lediglich mit 10 zł in Strafe 
‚genommen, 

Der Vorgang zeigt, dass die vollkommene Fulziehung des Ver- 
kaufs niedrigprozentiger Getrauke mit Rechtskraft nicht erfolgen 
kann, wenn 

1. der Betroffene im Besitz des Gewerbepatentes für den Schank- 
betrieb ist und 

2. die Anmeldung der Absicht des Verkaufs dieser Gelanke bei 
dem zustandigen Urząd Skarbowy erfolgt ist; 

a. bisher keine zweimalige gerichtliche Bestrafung wegen Ucher- 
tretung der Schankbestimmungen erlolgt ist (als Vollkonzes- 
sionar); 

4. nicht zweimal die Auibewahrung oder der Verkauf von Ge- 
tranken nachgewiesen ist, welche einer Konzession hedürien 
(8 392, Abs. 1 vorgen. Ges.); 

5. nicht eln Antrag der Kreisbehörde der allgemeinen Verwaltung 
wegen zweimaliger Uebertretung des Gesotzes vom 23. 4. 1920 
vorliegt (betr. die einschrankenden Bostimmungen für den 
Verkauf an Sonn- und Festtagen und den Tageu vor und nach 
solchen, sowie zu besonderen Anlassen gelroffenen Anord- 
nungen) oder ein Gutachten der Kreiskommissioun zur Be. 
kampfung des Alkoholismus, welches das Eingehen von 
Schankstatten für notwendig erachtet, nicht eiugerelcht wor- 
den ist ($ 392, Abs. 2 vorgen. Gesetzes). 


Buchführung als Grundlage der 
Umsatzsteuerveranlagung. 


Die Praxis der Steterbehörden der letzten Jahre hat ergeben, 
dass der Kaufmann oder Gewerbetreibende, der keine vorschriits- 
massigen Bücher führt, durch dauernde zu hohe Steuereinschatzun- 
gen allmahlich um sein Vermögen gebracht wird. Die einzige Mög- 
lichkeit, sich vor hoher Steuereinschatzung zu schützen, bestcht in 
der Führung vorschriftsmassiger Bücher. Eine Buchführung gilt nach 
den Bestimmungen des Ciewerbesteuergesetzes als „varschrifts- 
inassig“, wenn sie nach den Grundsatzen des Handelsgesetzbuches 
und der Handelsbrauche geführt wird. Alle übrigen Buchführungen 
gelten als nicht vorschrifismassig. Nach den Angaben der Statistik 
des Finanzministeriums ist das Verhaltnis der vorschriffsmassigen 
Buchführungen zur Gesamtzahl der geiührten Bucher in Polen ver- 
haltnismassig ungünstig. Im Jahre 1929 haben in Polen 32437 Be- 
triebe Bücher geführt, davon waren 14% unvorschriftsmassig. Eine 
der verbreitetsten unvorschriftsmassigen Buchführungen ist das soge- 
nannte „Umsatzbuch". In dieses Buch werden die getatigten Ver- 
kaufe des Unternehmens auf Grund der ausgestellten Rechnungen 
bzw. Kassenzettel eingetragen. Andere Eintragungen enthalt das 
Umsatzkanto einer vorschriftsmassigen Buchführung. Dieses Ruch 
kann daher nicht, da es nicht samtliche Vorgange im Unternehmen 
enthalt, als vorschriftsmassige Buchführung gelten. Umsatzbücher 
werden in der Regel von kleineren Unternehmen geführt, die glau- 
hen, dass eine vorschriftsmassige Buchführung über ihre Verhaltnisse 
ginge und sie sich eine solche nicht leisten konnen. Umsatzbücher 
werden hezeichnenderweise am hauligsten im ehemals preussischen 
Teilgebiet geführt. Dies liegt daran, dass die Kaufimannschaft hier 
zu deutscher Zeit an eine liberalere und rücksichtsvollere Besteue- 
rung gewöhnt war. Dieses Festhalten immer am alten bedeutet na- 
törlich eine Rückstandigkeit und wirkt sich für die Kaufınannschaft 
selbst schr schadlich aus, da nach den Bestimmungen des Gewerbe- 
steuergesetzes des Einkommensteuergesetzes und uach einer grossen 
Anzahl von Gerlchtsurteilen der obersten Instanzen, Buchführungen 
bei der Steuerveranlagung elnan besonderen Rechtsschutz geniessen. 

Handelsbücher, die den Anforderungen des Handelsgesetzbuches 
entsprechen, gelten, wie schon erwahnt, als vorschriitsmassige Buch- 
führung und besitzen bel der Stenerveranlagung vollkommene Be- 
weiskraft, das bedeutet, dass Tatsachen und Zahlen, die eine vor- 
schriftsmassige Buchführung enthalt, grundsatzlich nicht beanstandet 
werden dürfen. Umsatzbücher dagegen können nicht als Handels- 


bücher im Sinne dos Handelsgesetzbuches gelten und geniessen daher 
nicht diesen Rechtsschutz. Umsatzbücher gelten bei der Steuer- 
behörde als nicht ausreichender Beweis. 

Bei Führung vorschritsmassiger Handelsblcher darf die Steuer- 
behörde die Veranlagung nur in zwei Fallen abweicheud von den 
Angaben der Buchführung bzw. der Steitererklarung durchführen: 
erstens, wenn der Steuerzahler im Widerspruch zu den Bestimmun- 
gen des Gewerbestewergesefzes Umsatzpositionen gebucht hat: in 
diesem Falle ist die Steuerbehärde verpflichtet, dem Steuerzahler 
mitzuteilen, welche Positionen und auf Grund welcher Bestimmungen 
solche als steuerpflichtiger Umsalz gellen; zweitens, wenn de 
Steuerbehörde feststellt, dass die Handelsbücher unvorschriftsmassig 
oder unredlich geführt worden siud: in diesem Falle ist die Steuer- 
behörde verpflichtet, dem Steuerzahler in Form eines Beschlusses 
mitzuteilen, dass seine Bücher als uuvorschriftsmassig bzw. als un- 
redlich erkaunt worden sind, ferner ist eine Begründung hierfür au- 
zugeben. 

Erwahnt sei hierbei, dass der Steuerzahler gemass Art. 106 des 
Gewerbesteuergesetzes für die Führung uuredlicher Bücher zum 
Schaden der Staatseinuahmen zur strafrechtlichen Verantwortung 
gezogen werden kann. 

Das Verfahren hei der Umsatzsteuerveranlaguug ist vollkommen 
anders, wenn ciu Unternehmen Umsatzbücher führt, Solche Steuer- 
zahler werden so behandelt, wle diejenigen, die in der Erklaruug 
als Nachweis des angegebenen Umsatzes nicht Bucher, sondern 
Notizen (zapiski), Eisenbahnauszüge usw. anbieten. Alle derartigen 
Unterlagen besitzen zwar eine gewisse Beweiskraft, sie binden 
jedoch nicht die Steuerbehörde iu dem Masse wie Handelsbücher, 
Handelsbücher können nach vorheriger Feststellung ihrer Mangel als 
Beweis ahgelehnt werden, die Ablehnung von Umsatzbüchern und 
ahnlichen Unterlagen ist dagegen für die Steuerbehörden bedeutend 
einfacher und bequemer. 

Wenn die Stewerbehörde annimmt, dass ein vorg@legtes Umsalz- 
buch nicht die tafsachlich erzielten Umsalze angibt, so führt sie 
lediglich gemass Artikel 75 des Gewerbesteuergesetzes zusatzliche 
Untersuchungen durch. Die nunmehr ermittelte Höhe des Umsatzes 
gilt fur sie als Grundlage der Veranlagung ohne Rücksicht auf die 
Bestimmungen des Art. 76 das Gesetzes, in dem es heisst, dass die 
Steuerbehörde die Höhe des Umsalzes nicht abweichend vou den 
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Angabeu der Buchführung aunelımen darf, went nicht die vorge- 
en SS als unvorschriftsmassig oder unredlich erkannt wor- 
en sind. 

Als Grundlage der Veranlagung kann der Steuerbehorde nach 
Ablehnung der Umsatzbücher oder anderer ünvorschriftsmassiger 
Bücher auch das Ergebuis von Besichtigungen des Unternehmens, 
ierner solche Verhaltaisse wie Lage, Produktionsiahigkeit, Beschaf- 
tigungszeit, Tageskasse, Informalionen von Aemtern und Instituten, 
mit denen das Unternehmen geschäftliche Beziehungen unterhalt, 
Auszüge von Eiseubahn und Post, Informationen hei Privatpersonen, 
Kaufvertrage, Gutachten von Sachverstandigen und schliesslich auch 
Vergleiche ınit Unternehmen derselben Branche, die unter ahnlichen 
Bedingungeu arbeiten, dienen. 

ln Gegensatz zu den Bestimmungen des Einkommensteuer- 
gesetzes bezuglich der Veranlagung zur Einkommensteuer ist die 
Stewerbehörde bei der Umsatzsteuerveranlagung nicht verpflichtet, 
dem Steuerzahler mitzuteilen, auf Grund welcher Tatsachen die Ver- 
anlagung abweichend von der Steuererklarung eriolgt ist. Sie ist 
auch nicht verpflichtet, anzugeben, welche Sachverstandigen sie ge- 
hört bat, Hierans folgt, dass eine Veraulagung auf Grund der im 
vorigen Absatz genannten Unlerlagen im Beruiungsverfahren nicht 
als unrechtmassig abgelehnt werden kann. Dagegen ist die Be- 
rulungsinstanz verpflichtet, konkrete Einwande der Berufung genau 
zu untersuchen, Die Berufungsinstanz ist wiederum nicht gesetzlich 
verpilichtet, ihre Entscheiduug in jedein Falle zu begründen, sie ist 
aber verpflichtet, konkrete Einwande der Berufung zu berück- 
sichtigen und dementsprechend ihre Entscheidung zu treffen. Die 
Berufungsinstanz muss, wenn der Steuerzahler in der Berufung an- 
führt, dass die angebotene Buchführung zu Unrecht abgelehnt wor- 
den ist, in ihrer Eutscheidung gleichfalls eine diesbezügliche Er- 
klarung abgeben, Diese Erklarung muss dem Steuerzahler mitgeteilt 
werden. Diese Bestimmung ist für deu Steuerzahler sehr wichti 
denn ihm steht ja das Recht zu, gegen die Entscheidung der Be- 
rufungsinstanz eine Kassallonsklage beim Oberverwaltungsgericht 
einzureichen, das iu eiuer grossen Anzahl von Fallen die Entschei- 
dungen der Steuerbehürden gerade in bezug aui die Beweiskrait 
einer Buchführung aufgehoben hat. Ueber die Form der Begründung 
der Entscheidung der Berufungskommission bestehen keine gesetz- 
lichen Vorschriften, sie ist gewissermassen eine Antwort auf die 
konkreteu Einwande der Berufung und muss sich in jedem Falle auf 
Unterlagen, die- eine Ableluung der Bücher begründen und alle 
übrigen Unterlagen der Veranlagung "stützen. 


Neue Einkommensteuer-Entscheidungen. 
Verluste an Betriebskapital bei verpachteten Unternehmen, 


Als Einkommen aus einem gewerblichen Unternehmen gilt be: 
kanntlich die Summe der Einnahmen desselben nach Abzug der 
Werbungskosten. Zu diesen letzleren gehören gemass Art. 6, Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes neben den Kosten für die Erhaltung 
und Versicherung der Einkommensquelle auch Abschreibungen für 
Verluste an Gegenständen, die zur Erzielung des Einkominens dienen. 

Durch Urteil vom 13. 3. 1931 (L. R. 3285/28) lat das Oberste 
Verwaltungsgericht enfschleden, dass solche Verluste an Gegen- 
standen, die zur Erzielung des Einkommens dienen, auch dann vom 
Einkommen abzugsfahig sind, wenn der Eigentümer das Unter- 
nehmen nicht selber führt, sondern dasselbe verpachtet hat, Die 
Steverbehörde hatte den (unberechtigten) Standpunkt vertreten, dass 
diese Verluste gemass Art. 8, Ziffer 6 des Gesetzes nicht abzugsfahlg 
scien, da sie nicht mit der Erzielung des Einkommens des Verpach- 
ters verbuuden seien 


Veränderliche Betriebstantieme. 


Das Oberste Verwaltuugsgericht hat durch Urteil vom 29. April 
#931 (L. R. 374/20) entschieden, dass eine veranderliche Betriebs- 
tautieme, die dem Direktor eines Unternehmens auf Grund des 
Arbeltsvertrages und monatlich ausgezahlt wird, gemass Art. 110 des 
Einkommensteuergeseizes dem Gehalt zuzuzahlen ist und zusammen 
mit dem Gehalt zu versteuern ist. 


Antahmestellen von Färbereien, Waschanstalten 
usw. brauchen kein Gewerbepatent. 


Das Finanzininisterium teilt in Erlauterung des Art. 14 des Ge- 
werbesteuergesetzes mit, dass Anualmestellen, die von Farbereieı, 
Wascherein, Handarbeitsinstituten und ahnlichen Unlernehmen unter- 
halten werden und In denen lediglich Auftrage entgegengenommen 
und ausgeführte Arbeiten ausgeliefert werden, kein besonderes 
Handelspatent zu losen brauchen; für diese Annahmestellen soll in 
Zukunft die Lösung einer Regisfrierkarte ausreichend sein (Preis 
10 zt). Dies gilt jedoch nur für diejenigen Annahmestellen, die von 
einem gewerblichen Unternehmen (Farberei usw.) unterhalten werden 
und nur Auftrage für dieses Unternehmen entgegennelmen. Erwähnt 
sci hierbe] noch, dass bereils nach einer alteren Entscheidung des 
Finanzministeriums Annahmcestellen von Farbereien, Waschereien 
usw. von der Zahlung der Umsatzsteuer befreit sind, und dass die 
Umsatze dieser Geschafte zwecks Vermeidung von Doppelbesteue- 
rung zusammen mit dem Umsatz des dazu gehörenden gewerblichen 
Unternehmens (der Farberel, Waschanstalt usw.) besteuert werden. 


Schuldenzinsen abzugsfähig. 


Das Finanziministerium teilt durch Rundschreiben vom 24. Fe- 
bruar d. J l. D. V. 1043/2, mit, dass bei der Einkommensteuer- 
veranlagung für juristische Personen, die vorschriftsmassige Han- 
delsbucher führen, bezahlte Schuldenzinsen immer vom Einkommen 
abzugsfahig sind, ohne Rücksicht darauf, zu welchem Zwecke die 
Schuld aufgenommen worden ist, Mit den Schuldenzinsen sind auch 
andere vom Schuldner ubernommene Lasten abzugsfahig, die mit 
der Schuld zusammenhangen, wie Manipulationsgebühren, Provi- 
sionen, Kapitalsteuer usw. da diese nichts anderes als eine Er- 
höhung der Schuldenzinsen darstellen. 


Auch Beiträge an Wirtschaftsverbände 
können abgezogen werden. 


Durch ein weiteres Rundschreiben vom 27, Marz d. Js. teilt das 
Finanzministerium mil, dass gemass Art. 6 und 8 des Einkommen- 
steuergeseizes Beitrage au Wirtschaftsverbande, denen der Steuer- 
zaller angehört, sowie Ausgaben für Zeitungen und Fachzeitschrilten, 
ferner Ausgaben für Angestellte, auch wenn solche den Charakter 
von freiwilligen Spenden haben, als Werbungskosten (Geschafts- 
unkosten) gehen und somit vom steuerpilichtigen Einkommen abzug- 
talig sind. 


Pristverlängerung zur Bezahlung der Umsatzsteuer, 


Durch Rundschreiben vom 20. April d. Js. D. V. 6860/31 
hat das Fınanzministerium die Termine zur Bezahlung der Um- 
satzsteuer wie folgt festgelegt, es ist zu bezahlen: 

bis zum 15. Mai die Halfte der Differenz zwischen der eigenen 
Deklaration und der Bemessung durch das Finanzamt; 

bis zum 15. Juni die zweite Halfte dieser Differenz; 

bis zum 15. Juli die erste quartalsmäßige Vorschußzahlung; 

bis zum 15. August die zweite quartalsmaßige Vorschul- 
zahlung; 

bis zum 15. Oktober die dritte quartalsmäßige Vorschud- 
aahlung; 

bis zum 15. Januar die vierte quartalsmaßige Vorschuß- 
zahlung. 


Steuerermäßigungen bei der Butterausfuhr. 


In Ergänzung der Rundschreiben vom 11. Mai 1928 L. D. V. 
3316/4/28, 11. April 1930 L. D. V. 1575/4/30 und 29. April 1930 
L. D. V. 3234/4/30 — gestattet das Finanzministerium die Be- 
freiung aus Art. 3 Pkt, IA des Gewerbesteuergesetzes auch auf 
Exporttransaktionen von Butter auszudehnen, die von privaten 


Poznan, ul. Wjazdowa 3 
Postscheck-Nr. Poznań 200 192 


Landesgenossenschaitshank 


Drahtanschrift: Raiffeisen. 


BB Eriedigungaller Bankgeschäfte. 


Bydgoszcz, ul. Gdańska 162 
Postscheck-Nr. Poznań 200 182 
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Molkereier durch Vermittlung des Wirtschaftsverbandes der 
Molkereigenossenschaften in Posen, des Verbandes der Molkerei- 
und Eıergenossenschaft in Warschau, des klein-polnischen Mol- 
kerei-Verbandes, G. m. b. H. im Krakau, sowie der Molkerei- 
Eier-Großhandlung „A, M. Malczewski“ in Warschau unter ge- 
nauer Anwendung der Hinweise des Rundschreibens vom 11. Mai 
1928 L. D: V. 3316/4/28, durchgeführt werden. 

Die erwahnte Ermäßigung kann nur auf Molkereien Anwen- 
dung finden, die ordnungsmaßige Bücher [ühren. (Rundschreiben 
vom 2. III 1931 L. D. V. 2405/4/31). 


Umsatzsteuer von Monopolprovisionen, 


Bekanntlich entrichten die Handelsunternehmungen, die den Ver- 
kauf der Erzeugnisse des staatlichen Spiritusmouopols betreiben, 
elne Umsatzsteuer von der gezahlten Provision. Mit Rücksicht dar- 
auf, dass last alle Unternehmungen gezwungen sind, infolge der 
scharfen Konkurrenz diese Erzeugnisse unter den offiziellen Preisen 


abzusetzen, indem den Abnehmern ein Rabatt in Form eines Teiles 
ihrer Provision eingeraumt wird, ist die Frage aufgelaucht, ob man 
als Umsatz dieser Unternehmungen die volte Höhe der ihnen vom 
Monopol eingeraumten Provision oder nur die tatsachlich erzielte 
Provision anzusehen hat. Dieser Frage kommt wichtige praklische 
Bedeutung in erster Linie für jene Firmen zu, die ordnungsgemasse, 
von der Finanzbehörde anerkannte Handelsbücher fülıren, Nach den 
von uns eingeholten Informationen nehmen einige Steuerhehordeu 
den Standpunkt ein, dass man als Umsatz die ganze Provision an- 
sehen müsse, wiewohl die Bücher des Steuerzahlers als ehrlich 
angesehen worden sind. In Aubetracht dessen, dass dieser Stand- 
punkt der Steuerbehorden ein unrichtiger ist, wendet sich nun der 
Zentralverband der Likör- und Weinhandler und der Restaurateure 
an alle jene, welche diese Frage angeht, dass sie im eigenen wohl- 
verstandenen Interesse sich persunlich oder brieflich an die Zen- 
trale (Warschau, Senatorska 22) wenden, um eventuell in dieser 
Frage entsprechende gemeinsame Remähutgen im Finanzmtniste- 
rium aufzunehmen, bzw. die Angelegenheit dem Obersten Verwal- 
tungsgerichtshof vorzulegen. 


Ein vernünftiger Reformplan, 
Steuergerichte- 


Vor elwa einem dreiviertel Jahre wurde seitens des Finanzmini- 
stenuins in Aussicht gestellt, dass in alleruachster Zeit eine Steuer- 
ordnung iu Krait gesetzt werden wird, die sehr viele Mangel unserer 
Steuergeset2gebung beseitigen sollte, Der vom Finanzministerium 
ausgeurbeitele Entwurf dieser Steuerordnung wies jedoch derartige 
Mangel und Unklarheiten auf, dass sofort eine heftige Kritik an ihr 
von seiten der Wırlschaltskreise und der Presse einsetzte, was zur 
Folge hatte, dass die Regierung nicht, wie ursprünglich heabsichtigt, 
die Steuerordnung auf dem bequemen Dekreiwege in Krait setzte, 
sondern dass man sich entschloss, an der Ausarbeitung dieses 
ausserst wichtigen Werkes die Beteiligung der Oeffentlichkeit zuzu- 
lassen; der Entwurf wurde dem nougewahlten Parlament zugestellt, 
das die Steuerordnung nach Berücksichtigung von Gutachten der 
Interessierten Wirtschaftskreise in Form eines Geselzes erlassen 
soll. Wie wir erfahren, sollen nun endlich die Vorarbeiten für diese 
Steuerordnung demnachst beendet sein, und der neue Entwurf der 
Steuerordnung sall zu Beginn der Herbstsaison dem Sejm vorgelegt 
werden. Man hafit, dass diese neue Steverordnung dann etwa noch 
im Herbst dieses Jahres in Kraft treten konne. 


Eine der wesentlichsten Neuerungen, die der neue Entwurf der 


Steuerordnung enthalt, ist die Einführung von besonderen Steuer- 
gerichten, Diese Einrichtung wurde von den Wirtschaftsverhander, 
angeregt und dari sicher als grosser Fortschritt begrüsst werden. 
Aufgabe der Steuergerichte wird es in erster Linie sein, iiber unge- 
rechte Veranlagungen und ungerechtiertigte Steuerforderungen zu 
entscheiden. Ferner sollen die Tatigkeiten, die bisher die Berufungs 
kommissionen ausüblen, auf sic übergehen, Die Steuerzahler haben 
ja bekanntlich das Verirauen zu den Berusungskommissionen wie 
auch zu den Veranlagungskommissionen verloren, da sie meisteus 
Werkzeug der Behorden sind, und sich nicht als unparteiisch und 
zuverlassig erwiesen haben. Da samtliche Instanzen der Finunzver 
waltung sich gerade bei uns in Polen durch eine willkürliche und 
parteiliche Behandlung aller Angelegenheiten der Steuerzahler aus- 
zeichnen, so kanı die Schaffung der Steuergerichte einen wesent- 
lichen Fortschritt bedeuten und dazu beitragen, dass Ungerechtix- 
keiten, wie sie bisher vorgekommen sind, in Zukunft vermieden 
werden. das Bedürfnis nach der Einführung besonderer 
achen Ist, davon zeugt vor allem die Tatsache, 
sich die Steuerzahler immer mehr in allen mäglichen. Fallen 
an die ordenilichen Gerichte wenden, weil sic dort einer oblekiiveren 
Behandlung ihrer Anliegen sicherer sind als bel den Steucrbehörden, 


—— O t e 


Aenderung des Zolltarifs. 


Zollermaßigung 
für Karpfen, Hechte, Brassen und Stinte, 

Anf Grund der ministeriellen Verordnung vom 29. April 
1931, veröffentlicht im Dz. U. R. Nr. 44, vom 9..Mai 1931, 
Pos. 391, genießen die nachstehend aufgeführten Warengattun- 
een in der Zeit vom 10. Mai 1931 bis 15. Juni 1931 folgende 
Ermaßigungen: 


Pos. d. Zoll- Zoller- 
tarıfs Warenbezeichnung maßigung 
aus 37 P. Tb/TI e und Hechte — mit Genehmigung 
des Finanzministeriums ,,, 65% 
Ep Brassen — mit Genehmigung des Fi- 
anzmin. 50% 


P. mt Stinte (osmerus operlanus 
Genehmigung des Finanzministeriums. 80% 

Auf Grund des Art. 7, Pkt, I des Gesetzes vom 31. Juli 1924 
betr, end Zollverhaltnisse wird folgendes verordnet: 
` 'ositionen 11 Pkt. 1, 51, 62 P. 5 u. 117 des Zoll- 

Ee vom 26. Juni 1924.(D2. U. R. P. Nr. 54, Pos. 540) im Wort- 
laut der Verordnungen vom 19. Mai 1925 (Dz. U. R. P. Nr, 52, 
Pos. 356) vom 30. Oktober 1925 (Dz. U. R. P. Nr. 113. Pos. 800) 
und vom 8. November 1927 (Dz. U. R. P. Nr. 101, Pos. 872) 
erhalten folgenden Wortlaut, wobei die Zollsatze in der neuen 
Geldcinheit: zu verstehen sind: (Dz U R. P. Nr. 20/1928, Pos, 


mit 


241): 

Pos des Zoll für- 
Zoll- Warenbezeichnung 100 kg 
tarifs in ai 


IL P. i Nüsse, außer den besonders genannten, Kokus- 
müsse, essbarc Kastanien, Erdnüsse, brutto..., 
Anm.: Erdnüsse, eingeführt für Verarbeitung zu 
Ocl, mit Genehmigung des Finanzministeriums.. 
Tierische Fette und Oele, fest schmierbar und 
flüssig, some Fettsauren, außer den hesonders ge- 
nannten; gehartete Tette aller Art: 
Tierische Fette, roh, zerlassen, gepreßt, außer den 
besonders genannten, Abfalliette, Knochenfett, 


172, — 


7,50 
51 


Io 


Pos. des 2.2 Ier 
Zoll- Wassuhnsnicheung 100 A 
tarifa D 

unabhangig von der ER an freien Sauren; 
rohes Fett aus Wolle, Zenesnneenccnen im 
P.2 Gehartete Fette aller Art mit einem Gehalt an 
freien Fettsäuren.: 
a) 2 Proz. und höher, sowie deren Sauren, 1,50 
Anm.:1: Geharteto Fette, die in Pkt 2 Buchs 
a) genannt sind, zur Raflinatıon bestimmt und mi 
nehmigung desFinanzministeriums, In unvergall- 
tem Zustande, eingeführt . 3 50,— 
Die Liste der zur Einführung gehärteler Fette in 
unvergalltem Zustande berechtigten Raffinerien 
wird das Finanzministerium im Einvernehmen 
mit den zuständigen Ministern festlegen. 
D) unter 2 Ers, EE 100, — 
.3 Tran und Fischfett von Wallfischen, Seehunden 
und dgl, ungereinigt und deren Sauren 
P A Degra (Gerberfett) ..... i 
P. 5 Olein und Fettsauren (Fette ` die über 45 Proz. 


freier Fettsauren enthalten, außer Knochentett), 
besonders nicht genannt: 


Olein , DE 
2 andere . 23. 
P. 6 Spermazet, Palmitın u. Stearin Ce 
P. 7 Oele tierischen Ursprungs (Knochenöl, Spermazet- 
öl, Lanolin und dgl), außer den besonders ge- 
nannten e S 104,— 
P.4 Fischtran, gereinigt > 18,— 
P. 9 Talg, neutral, auch mit einem Gebalt an freien 
Fettsauren von 1 Proz. und weniger, roh geprefit, 
auch zerlassen, Oleomargarine, prmier jus, - 
P. 10 Margarine und essbare Kunstfette NI e 
62 P. 5 Samercien v. Industriepflanzen 
a) Rüben, auch Putterrüben, brutto . 71,50 
EH en. Me zoilfres 
c) Raps, Rübsen und Mobn Di 


ke" vach anderen We 
M o 
Gelogu 


Nr. 10 8 He, 15 
(KA Cd kg Pos. des Zull für 
Fol weie Zoll- Warenbezeichnung 100 kg 
u~ “u tarifs in zl 
d) Senf i D Anm. i: Als Vergallungsmittel für Öle aus dem 
ej Kürbi 6,50 Funkt 7` Buchst, a) I und Pkt. 8 Buchst. a) sind 
{) Han De auzuschen: Rösmarin-, Torpentinendl, oder andere 
Ü ke ° von dem Finanzministerium zugelassene Mittel, 


h) Rizinun, Soy 
nicht besonders gonannten Gelsamen , 
Pflanzenfette, ungereinigt u, raffinier 

ssig sowie ihre Sauren; Glyserin 


uöl 


Anm. 
Kakaobutter, 
Sonnenbhrmenöl 
Ole: Rüb-, Lein-, Hant, Mohndl „,, 
Anm: Riböl zur Erzeugung von Faktis mit 
nehmigung des Finunzministeritms , 
Rızinusöl H 
Holzöl , 
Pflanzenöle, 
genannten, 
kauren 
a) 2 Proz. und mehr 
I. vergallt u. 
IL. unvergallt .. 
b) unter 2 Proz 
Pilanzenöle, flüssig, 
ders genannten 
a) vergallt ... 
b) unvergallt ... 


"Zb 


Kl 
Son 


150 6, außer den besonders 
von froen 


fest, be 
mit eu 


Gi, 


zum Gehalt Fott- 


verwendet in der entsprechenden Qualität (cn. 0,5 
Proz.), in einer Weise, daf man das Vergullungs- 
mittel in dem vergallten Öl deutlich durch den 
Geruch erkennen kann. 

Aum.2: Öle, genannt in dem Punkt 8 h, unver- 

gällt, mit einem Gehalt von 2 Proz. und mehr 
freier Fettsäuren, bestimmt zur Raffinierung, mt 
Genehmigung des Finanzmimisteriums „..2...,. 15,— 
Das Verzeichnis der Raffinerien, die zur Einfuhr 
von Pflanzenölen in unyergalltem Zustande bo- 
rechtigt sind, wird der Tinaneminister im Einver- 
nehmen mit den zuständigen Ministern festlegen. 


P. 9 Turkischrotöl (Alizarinöl) . ‚104, — 
P, 10 Fin u. . 104, — 
P. 11 Glyzerin 
a) ungerolnigt , over EE DE EH 
Il gereimgt inesi. ge Wi ER.: 97,50 


4.2. Dione Verordnung tritt am dritten Tage nach Bekannt- 
gabe in Kraft, 

Sie findet auf diejenigen Transporte der in dieser Verord- 
nung enthaltenen Waren keine Anwendung, die spatestens 
am Vorkuge des Inkrafttreteng dieser Verordnung zur direkten 
Einfuhr nach dem polnischen Zollgebiet aufgegeben wurden, 


Eine bedeutsame Entscheidung zum Wechselrecht. 


Die Langsamkeit vud lange Dauer von Wechselprozessen im 
eher. preussischen Teilgebiet und besonders in Poson ist schon 
Immer ein grosses Hinderniss Iur die Vallstreckbarkeit protestiorter 
Wechsel gewesen. Es ist im Rechtsleben iinmer so, und ganz beson- 
ders In Handelsverkehr, dass bestimmte verkehrshlidernde Normen 
umgangen werden, und daher ist es kaum ep vorwundern, duss der 
en suchte, um schnellstens Vollstrecknugs- 
en, auf Grud deren in das Ver- 

cs Zwuupsvollsireckt werden konnte. 
ei ap Vollstrackungsklauseln zu cr- 


a d e 


Gre OH 
Die korerosspolntschan Gerile 

ohne weitere auf Orong des Art. 161 der 
a Zivilproz | ie im preussischen Teil- 
gebiet zu Protest gi en, mit Vollstreckungsklauseln ver- 
Schon, 

Nicht immer entsprach eine solche vorbehalllose Erielung von 
Vollstreckingskluuseln den: wirklichen Dedürfulssen cines genrdueten 
Rechtsverkehirs. Dieser Umstand, alıne Klagewog vollstreckbare Til 
zu erlangen, wurde von solchen Oluubigeru ausgenutzt, die aut zwei- 
Telhufte und unrechtmassige Weise in don Besitz von Wechsel ge- 
kommen waren. Dadurch, d olme gerichtliche Verhandlung ein 
Wechse] vollstreckbar werden könnte, wurde dem Wechselschuldaer 
die Möglichkeit genommen, sich gerichtlich gegen irgendwelche Un- 
stimmigkeiten auf en des Glaubigers zu wehren Bie Voll 
streckungs enklage geren solche in Koupresspolen erlangte Vo 
Stteckungsklauseln hate Keinen riole, da auch die hiesin 
Tichte den Standounkt vertraten, dass aus einom Wechsel, der einc 
Vollstrecknngsklausel eines anderen Teilgebiets trug, anstandslos voll- 
Sieeckt werden konnte, Man was alsa der Meinung, dass vollstreck- 
bare Titel, die in anderen Teilgebleten erteilt waren, nicht beun- 
standet werden konnten, sondern Vollstreckungstitein unseres Tell- 
gebieis gleichgestellt werden mission, 

Dieser Ausicht, die nicht nur von Amts- md Landgerichten un- 
seres Yellgebtets allenthalben geteilt wurde, sondern auch in Ai- 
wallskreisen als durchaus zulassig erachtet wurde, Ist nun neuar- 
dings durch ein Urteil des Anpellationsgerlchts in Posen vom 22, 4. 
1931 (Aktenzeichen L 3. W. d, 21131) bekanınft worden, in dem das 
genannte Gericht sich auf den Standpunkt stellte, dass man In un- 
serem Teilgebiet in der Anerkeumung vollstrockharer Titel nicht 
weltergchen dürfe, als dies nach den iu nuserem Teilgebiet gelten- 
den Prozessvorschritten zulassig ist. Wenn also die Ziyilprozess- 
otdimng fn unseren Tellgehlet nur solche vollstreckbare Titel kennt, 
die hei einer Mitwirkung des Schwlduers in einem Gericltsverfahren 
erteilt werden, oder ihm zumindest eine Mitwirkung ‚ermöglichen, 
so kanu man in miserem Teilgebiet welit nur aus solcheu Titeln 
zwangsvollsirecken, die auf Grund van protestierten Wecliseln er- 
teilt wurden, obie dass hei ihrer Erteilung dem Schtldner die Mög- 
lichkeit zur Verteidigung gegeben war. 

Das Appellationsgericht kämpft hier also gegen dig Rechtsansicht 
der ihm untergeordneten Gerichte an, dass in Kangresspofen erteilte 
Vollstreckungskinuseln mit vallatreckbaren Titeln gleichzuseizen sind. 
Bekanntlich wird nach deutschem Prozussrechl ein vollstreckharer 


gewährl werden, 
bekannt 


tel vom Gericht orst wach vorheriger Zustellung eines Zahlungs- 
befehls erteilt, ein Verfahren, das also viel umstandlicher ist als das 
in Kongresspolen gehandhabte, das der Vorschrift des $ 794 Z. P. O, 
keinesfalls entspricht. Nach § 750 ZPO. Ist eine Zwangsvoll- 
sireckmig nur dann zulassig, wenn der vollstreckbare titel die Dar: 
elen erwahut, Kr und gegen die die Zwangsvollstreckung statt- 
finden solt, Namentlich muss eine Partel ausserdem genannt werden, 
ferner ausser dem Vor- und Zunamen der Berni und Wohnsitz 

werden, Di Erfordernissen entsprechen, wie das 


Appellationsgericht ausführt, die Vollstreckungsklauseln aul Grund 
SE ll dor, russischen gelen nicht, da sie mm 
À ı des Zwangsvolistreckenden und des 

agten, nicht aber den Wohnsitz angeben. 

Diese Entscheidung des Appellationsgerichts Ist endgültig wid 
unterliegt keiner Anfechtung mehr durch das Oberste Gericht, Ste 
gibt also Schuldueru, gegen die auf Orund von In Kongresspolen 
erteilten Vollstreckungsklauseln zwangsvollstreckt wird, die Mög- 
lichkeit, sich gegen eine solche Zwangsvollstreckung zu wehren. 
Mon nun an wird also auf Grund solcher Klauseln nur dauf zwangs- 

kt werden können, wenn der Vollstreckungsschuldner seine: 
in Kongresspolen hat; alle anderen Vollstreckungstitel 
Erfordernisse aulweisen, die den besonderen Teilgel 
prechen; in unserem Teilgebiet werden also 
solche Wechsel völlstreckbar seiu, die der deutschen Z.R.O, enl- — 
sprechende Vollstreckungsklauseln tragen, Diesen grundsutzlichen 
Standpunkt des Appellationsgerlelits hat auch das Oberste Gericht — 
einer Entscheidung vom 14. 4. 1924 (O.S.P. Pos. 448) hei dur 
Frage der Vollstreckbarkeit von Urteilen in anderen Teilgebieten — 
bereits geteilt, 

Da die neue Zivilprozessordnung, die erst am 1. Januar 1933 In 
Kraft tritt, keine Vorschrilt über die Zwangsvallstreckung cuthall, 
wird die vorliegende Entscheidung des Posener Anpellationsgerichts 
also auch weiterhin zu beachlen sein, solange jedenfalls, his auch für 
die Zwangsvollstreckung ein eluheitliches Gesetz, das für gauz Polen 
gilt, geschaffen wird, ` — 


n die 
vorschriften 


Neuc Gebühren für gerichtliche Vorladung; 


Eine Verordnung des Justizministers (Dz. U. 42/31, Pos. 
setzt — auf Grund Art. 573 Strafprozessorduung vom 19. 3. 19 
folgende, zu den Kosten des Verfahrens laut Art, 566a geb 
Gebühren fur die Zustellung von Vorladungen und anderen Sel 
der Gerichte in Stralsachen fest. T 

Für die Ladung zur Verhandlung von höchstens 10 Perso 
5 al zu zahlen. Falls 11—50 Personen vorgeladen.werden, s 
zu zahlen. Für die Ladung der weiteren, wemi aueh 
fangencı, 50 Personen werden 20 zi herechuet. 

Für die Zustellung eines Strafmandats, gegen d 1 
erhoben wurde, sind 60 gr zu zahlen. 
In Strafverfahren auf Grund 
dür die Zustellung jeder einzel er anderer gerici 
icher Schreiben eine Gebühr ve r berochnet. 
Die Verordnung trat am & Mai d. Js. iu Kraft. 
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Amtliche Sammlung polnischer Gesetze. 


Wir erfahren, dass in Regierungskreisen das Projekt entstanden 
ist, eine amtliche Sammlung aller in Polen in Kraft befindlichen 
Gesetze vorzunehmen, Die darin enthaltenen Vorschriften werden 
in einheillicherm Wortlaut niedergeschrleben, und zwar unter Be- 
rücksichtigung aller bis zum 31. Januar 1931 erfolgten Aenderungen. 

Ein diesbezüglicher Gesetzentwurf wird auf dıe Tagesordnung 
einer der nachsten Sitzungen des Ministerrats gelangen. Dieser Eut- 
wuri wird den Staatsprasidenteh zur Herausgabe der Gesetzsamm- 
lung herechilgen. 


el Rechtsfragen des Angestellten 


Erlaubte Lohnabzuge. 


Zu dem Arlikel „Welche Betrage darf der Arbeitgeber dem An- 
gestellten vom Lohn abziehen?” in Nr, 7 unseres Blattes vom 


8. April 193] ist noch nachzuiragen, dass der Arbeitgeber einem 
Angestellten, der seiner Dienstoflicht (siehe Artikel) nicht nach- 
kommen kamı nicht nur die dem Angestellten von eluer öffentlich- 
rechtlichen Versicherungsanstalt ausgezahlten Summen vom Gehalt 
{unter den Im Artikel naher erlauterteu Bedingungen) abziehen darf, 
sondern auch die Betrage, die der Angestellle vom Staatsliskus 
wahrend der militarischen Uebungen oder für die Erfüllung seiner 
Pilicht als Geschworener oder Schoffe beim Arbeltsgericht, oder 
von der Sanitatsbehörde für die Zeit seiner Ausschliessung von der 
Arbeit erhielt, 


Entschädigung bei Lösung eines Arbeitsvertrages. 


Ein Geistesarbeiter, der seinen Dienstvertrag mit dem Arbeit- 
geber infolge einer Aenderung der Vertragsbedingungen löst, hat 
auf die dreimonatige Abfindung einzig und allein dann Anspruch, 
wenn durch den Arbeitgeber eine wesentliche Vertragsbedingung 
nicht eingehalten wurde und diese Nichteinhaltung auf bösen Willen 
oder Fahrlassigkeit zurückgeht, (Punkt 1 der Entscheidung I C 
305/30 des Obersten Gerichts.) 


Das Berufsschulwesen in Polen. 


Auf deim Gebiete des Schulwesens steht Polen bekanntlich 
anderen westeuropischen Landern gegeniiber weit zurüc Dies 
gilt weniger in bezug auf die Verbreitung eines gewissen minimalen 
Bilduugsgrades überhaupt. Bei uns herrschen insbesondere sehr un- 
gesunde Verhaltnisse in bezug auf das Verhaltuis der bestehenden 
Schultypen zueinander. Wahrend einerseits der Analphabetismus in 
gewissen Volkskreisen noch stark verbreitet ist, ist andererseits das 
Ueberangebot an Akademikern zu einem ernsten Problem geworden, 
Besonders schlecht ist es jedoch bei uns um das Berufsschul- 
wesen bestellt. Nachstehend geben wir einige Zahlen an, die die 
Lage eiigermassen gut charaklerisieren. 


Nach den Angaben der Statistik entfallt auf 130 Finwohner bei 
uns ein Schüler der allgemein-hildenden Schulen, in Holland kommt 
ein solcher Schüler auf 275 und in Frankreich aui 230 Einwohner. 
Allgemeinbildende Mittelschulen werden von rund 230.000 Schülern 
und Schülerinnen besucht, wahrend Fach-Mittelschulen von nur 60 000 
Schülern und Schülerinnen hesucht werden, d. h. also da; ich Tir 
praktische Berufe nur ein Viertel soviel Jugendliche vorbereiten, als 
Schüler das Oymmasium besuchen. Wahrend auf 130 Einwohner cin 
Volksschüler kommt, so entfallt ein Schüler der Berufsschule auf 
380 Einwohner. 


Dies ware das Zahlenverhältnis, Schlimmer steht es jedoch um 
das Qualitalsverhaltn Eiu polnischer Vertreter der Berufsschul- 
bewegung, Dr, Petyniak-Sauecki, gab auf einer Lehrerfagung im 
April d, Js. in einem Referat eine Schilderung über die geradezu 
trostlosen Verhaltnisse auf diesem Gebiete, Nach dem Angaben des 
Dr. Sanecki fallen etwa 50 Prozent der Besucher der Fachschulen 
bereits im ersten Jahre durch, Auf 11.000 Besucher der technischen 
Schulen kommen bezeichnenderweise 600 Absolventen, also 5 Prozent 
der Schüler beenden diese Schule mit Erfolg. In diesen technischen 
Schulen fallen 50 Prozent im ersten Jahre ab, 30 Prozent im Laufe 
der nachsten Jahre und kauni 20 Prozent beendet die Schule. In 
anderen Lander wie Deutschland, Oesterreich, Tschechoslowakei, 
ist das Verhaltnis gerade umgekehri: 80 Prozent der für das erste 
Jahr angemeldeten Schüfer beendet dort auch die Schule, Bei uns 


Verbandsnachrichten. 


Aus den Ortsgruppen. 

Kischkowo. Am 15. Mai feierte unser Obmann, Herr 
Kaufmann Prenzlow, mit seiner Gattin das Fest der 
silbernen Hochzeit. Herr Prenzlow ist hier in Kischkowo 
geboren und hat, nachdem er an anderen Orten zwei Ge- 
schafte innehatte, nach dem Weltkriege von seinen Eltern 
das jetzige Geschaft kauflich erworben und dasselbe mit 
Hilfe seiner außerst tüchtigen Gattin zu einem Warenhaus 
und einer guten Existenz ausgebaut, Eine Deputation, 
bestehend aus dem stellvertertenden Obmann und dem 
Schriftführer, überreichten mit einem Glück- und Segens- 
wunsch ein Geschenk der Ortsgruppe. Die Ortsgruppe 
wünscht dem Jubelpaar Gottes Segen und bittet um Ver- 
leihung der Gesundheit, daß es noch das goldene Jubilaum 
feiern kann. 

Am Sonntag, dem 7. Juni, nachmittags 4 Uhr halt 
die Ortsgruppe Kischkowo des Verbandes für Handel und 
Gewerbe e. V., Posen, im Lokale des Mitgliedes P. Straech 
ihre Monatssitzung ab, zu welcher die Mitglieder gebeten 


werden die Berufsschulen nicht nur von sehr wenig Mgendlichen, 
sondern auch von den weniger tüchtigen Schülern besucht. Die 
besser Befahigten besuchen bei uns die allgcmeiubildenden Schulen. 

Mit welchem Ergebnis werden nun die allgemeinbildenden Schu- 
len, die ja von der begabteren Jugend bei uns bevorzugt werden, 
absolviert? Die Zahl der Hochschuldiplome, die jahrlich von allen 
Universitaten und Hochschulen verliellen werden, betragt 3500, Ein 
ziemlich hoher Prozentsatz der Studierenden erlangt auslandische 
Diplome und ein sehr grosser Teil besucht das Studium iin Intande, 
aber erlangt kein Diplom. 230000 Besuchern der allgemeinbildenden 
Schulen stehen 23000 erteilte Diplome gegenüber. 

An Berufsschulen haben wir in Polen folgende Typen: Es gibt 
etwa 50 technische Grundschulen mit 10000 Schülern, 140 Handels- 
schulen init 19000 Schülern, 100 Handwerksschulen mit 13000 Schü- 
lern, 12 landwirtschaftliche Schulen mit 1500 Schülern, 127 Berufs- 
schulen für Frauen mit 15000 Schülerinnen. Nach den Angaben aus 
dem Schuljahr 1928/29 war die Verteilung der Schüler der Berufs- 
schulen folgende: Die Gesamtzahl der Schüler betrug 56.400, davon 
besuchten 32.600 Schüler Gewerbe- und Bergwerksschulen, 20 800 
Handelsschulen, landwirtschailliche und Oartenbauschulen wurden 
von kaum 2000 Schülern besucht, 

Den Charakter von ilen im weiteren Sinne haben 
schliesslich noch die Lehrersemiu Im Jahre 1928/29 gab es 
237 Lehrerseminare mit fast 40000 Schülern und Schülerinnen, Zu 
den oben erwähnten Berufsschulen sind nicht die Fortbildungsiach- 
schulen gerechnet, die von etwa 100000 Schülern besucht werden, 

Aus der obigen Darstellung lasst sich ersehen, dass das Beruis- 
schulwesen bei uns in Polen noch sehr schlecht entwickelt ist, wah- 
rend es iu anderen Landern und insbesondere in Deutschland auf 
einer ansehnlichen Hohe steht. Hieraus ist zu schliesseu, dass auch 
bei uns sich die Fachschulen in der nachsten Zelt besser entwickeln 
und ausbauen werden. Dies ware für uns Deutsche in Polen von 
besanderer Wichtigkeit, weil damit die Möglichkeit bestände, unserer 
deutschen Jugend eine bessere Vorbildung für praktische Berufe zu 
gewahrleisten, 


werden, vollzählig zu erscheinen. Die Tagesordnung wird 
in der Sitzung bekanntgegeben. 

Kobylin. Laut Beschluß des Vorstandes fand die ver- 
tagte Monatsversammlung am 13. Mai im Lokale der Frau 
P. Teubner statt. Eshatte zu dieser Herr J. Koenigk-Ostrowo 
vom Hauptvorstande sein Erscheinen freundlichst zuge- 
sagt. Herr Starke eröffnete um 49 Uhr die Sitzung, be- 
grüßte die erschienenen Mitglieder und Gaste. 

Es wurde zunachst der in der Beiratssitzung erstattete 
Geschaftsbericht vorgelesen und die einzelnen Positionen 
erörtert. 

Darauf erteilte der Obmann Herrn Koenigk das Wort 
zu einem Vortrage über die „Berufshilfe“. Der Redner 
streifte zuerst noch einmal kurz den Bericht über die Bei- 
ratssitzung, um dann zu dem eigentlichen Thema über- 
zugehen. Er erlauterte uns die Wichtigkeit der Berufshilfe, 
die ein Gedanke des Verbandes war, und mit Unterstützung 
der anderen deutschen Verbande in die Tat umgesetzt 
wurde. Die Angestelltennot ist eine brennende Frage, deren 
Lösung nicht leicht sein wird, aber trotzdem in Angriff 
genommen werden muß, wenn nicht noch ein größeres Elend 
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heraufbeschworen werden soll. Es wurde den Meistern 
ans Herz gelegt, nicht mehr Lehrlinge zu beschäftigen, als 
unbedingt nötig sei, denn gerade durch die im walırsten 
Sinne des Wortes seit einiger Zeit allerorts geübte „Lehrlings- 
züchterei“ ist der Arbeitslosigkeit der Gesellen großer Vor- 
schub geleistet worden. 

Daß das Thema sehr aktuell war, bewies die darauf 
folgende, sehr rege Aussprache. 

Der Obmann dankte Herrn Koenigk für seine Mühe 
und auch hier sei ihm nochmals der Dank der Ortsgruppe 
ausgesprochen, 


Berichtigung. 


In dem Bericht über die Verbandstagung, den wir 
in der vorigen Nummer brachten, Ist ein Fehler unter- 
laufen, den wir hiermit richtigstellen. Der von der Mit- 
gllederversammlung am 30. April gewählte Verbands- 
vorstand besteht aus folgenden Herren: 

Dr. Johannes Scholz, Verlagsdirektor, Posen, 

1. Vorsitzender, 

Herrmann Foerster, Diplomoptiker, Posen, 

stellvertretender Vorsitzender. 


Joachim Koenigk, Kaufmann, Ostrowo, 
Bruno Schulz, Kauimann, Wollstein, 
Guido Baehr, Kaufmann, Posen. 
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FILIALEN: 


Bydgoszez, Inowroelaw. Rawiez. 


Ka 


Ausführung sämtlicher 
bankgesch. Transaktionen. 


Stellengesuche. 
Tischlergeselle, 
23 1. militarfrei, sofort. 11/11 


Modeltischor, 
21 J ,dt.-polu. i. W..u. Schr., 
sofort. 1110 
Samra 
RS u. Mobeltischlergesolle 
21 J.. dt.-poln., sofort. 11/9° 


CH u. Moboltischlergesalle, 
22 J., m. Fournicrarb, verte, 
sofort. = 1178 
Ban- u. Mobeltischlergeselle, 
21 J., m. Fournierarb. verte. 
sofori 11/7 


Bau- u. Woheltisohlergeseile, 
22 J., sofort. 1j6 


Bau- u. Moheltischlergeselle, 
19 ]., militarfrei. sofort. 11/6 


Ban- u. Moheltischlergeselle, 
© 21 J., verte, m. Fournierarh., 
sofort. 11/4 


Mobeltischlergeselle, 
dt Zeichner, sofort, 11.3 


Stellmachargasalle, 
25 J , dr mein, sofort, vertr. 
mit Modelltischlerarb. 12/3 


Böttehergeselle, 


34 J., verh, 3 Kinder, sofort. 
ES 

Schmiedegaselle, 
23 J.. gedient, de.-poln i. W. 


n_Schr., sofnrt 1/6 


Maschinenführer, 
AL seier, 


ae 
7 Gig. ndl, sof. 


TEETE 
23 J., sofort, auch jedo andere 
ebe) 22/6 


PD, Schweißer, 
22 J.. poln. mit, sof, 226 


Schlosgergsgalle, 

26 J., Stellung auch als Büro- 

gehilte oder anderer Art, Aus- 

bild,  Eisenbahnhauptwerk- 

stätte, dt.-poln. perfekt, sol, 
22/5 


N 


Di 


2113 


NEED! 
25 T. sofort. 

HED Monteur, 
„als Gutshandwerker, m, 


chinenreparaturen verte, 
22/3 


2214 


er, Heizer, 
Arbeit jeder 
23/7 


Maschinenführ 
33 J., poln. mdı 
Art, sofort. 


Maschinenführer, 
28 J., dt.-poln., vertraut mit 
Tischlerei- w. Bohrmaschinen, 
11 J. in einer Stellung, sofort, 
23/6 


Meschinenschlosser, 
21 J., dt.-poln. i. W. u. Schr., 
sofort. 23/3 


Mechanikergchilfe, 
d moin. sofort 244 


Monteur, 
28 J., dt.-poln., vertraut mit 


21 le 


Heizungs- u, Wasserleitungs- 
anlagen, sofort. ~ 2 
Kupferschmicd, 

21 J., dt.-poln., vertraut mit 
Installationsarb,, sol 26/2 
Uhrmachergeselle, 

20 J.. dt.-poln., sof. z. Fort 
bildung. 33/2 
Maschineninganieur, 
zil dt.-poln.-franzüs. 1. W 

hr . solort. 1012 


Techniker, Werkmeister, 
26 ]., dt.-poln. perickt, 


40,3 


Sattler, Tapezierer, 
20 J. sofort. 62 


Sattler, Taneziarer, 
snfort, dt.-poln EIN 


Schnhmachergesolle, 
19 J sofort D 


Bückargesolle, 
24 24 Jo Atıspoln., sotirt. 0172 


Backergeselie, 


20 J. sofort DD 
Wuseuruneer, Leiter e Mian- 
mühle, 

22 ik sofort. 64/2 
Mitliergeselle, 

25 Jo dt.-poln., sobri OLI 
Bürogehilfe, 

DL sofort 819 
Kontoristin 


25 J, vertr. m, Buchhaltung, 
Stenographie, Schreiumaseh., 
sofort HIH 
E E 


Büroanlangerin, 
16 TL dt.-polm, got, ` DUT 


Bürogelilte, 
23 1. sofort. 


EDER ARE 
OFFSET- 


Kontoristin, Kassiererin, 
19 J., dt.-poln. i W. u Schr. 


81/8 

Kontoristin, 
„ dt.-poln. i. W. u. Schr., 
zum 1. 6. 1931. Jā 


Buchhalterin, Kassiererin, 
40 J., Tatıgkeit b. Behordun 


und Handelsunternehinen 
sofort 81,5 
Eüroenfangerin, 
20 J. dt.-poln., gute Schul- 
bildung, Handelsschule, sof. 
81/4 
Büroangestellto, 
dt.-polu. sofort 81/3 
Burogobiltin, 

19 7., dt.-polu, mdi, wette 
m. Buchfuhrung DH 
Kautmena, 

24 J, m. Tei, Praxis im 
Anwaltsbüro, vorir. mit Kar 


respandenz, Buchfuhru 


poln. i. W. u. Schr 
Stenolypistin, 
mit langjähriger Prax 


"Grenalypistl 
perfekt, m. Iangjahrıger Pra 
sofort 8 


nn 
30 J., dt.-paln.-zuss. i. Wort 
u. Schr., sofort 83/11 


Kaufmann 
der Gütrwidle-, Sänierg; ien oder 


y prena SES 


sofort 83/10 


Kaufmann d. Gelzeldehranche, 
‚ db-polu., 8 J. in cinor 
Firma, sofort. 83/9 


in einer Firma, 
sucht Vortrauensstellung als 


Hausdame od. dei. 83/8 
Bilanzbuchhalter 
m, 34 jähr, Praxis, sof. 83/7 
Bilanzhuchhalter, 
an J, sofort 834 
Bankbeamter, 
34 Ja dt. poln. pert. ot, 84/2 
Bankbeamter, 


d pen i. W. u. Schr.. 2 
fort 84/1 


DR hr i 


ennan wmm 


Verkauferin, 
Anfangerin, oder Botin, 20 J., 
poln. mul. sofort. 85/2 

Verkauferin, 
Antangeria, oder Botin, 21 
poln. mdl., sofort. 85/1 


Banölnngsgehilte 
der Lebensmittel- und Kolo- 
nialwarenbranche, dt.-poin., 
21 1. sofort. 87/14 


Verkauferin 
od. Buronnfangerin, I7 J., 
solort 8712 


Kaufmannsgehilte, 
dt.-paln., 18 J., sofort. 87/11 


Gctreidekaufmann, 
23 J., dt.-poln., salort 


87/10 


Handlungsgehilfe, 
19 Tt. rt.-poln. Kolonial- 
wirenbranche, sofort. 87/9 


Kaufmannsgehilfe, 
23 J, dt -poln i. W. u, S 
Manni ıkturwarenbranche 


Kaufmannsgehilie 
on, Kolonialwaren- 


Ausschank, 21 J., 
87/6 


Reisender Kassierer, 
poln., 


38 J., dit, sofort. 88/2 
nskutsoher, 
24 J, bri siner Lirma, sucht 


Stellung als Wachter, Kut- 
schersader A9 BU 
Forster 
45 )., _Uuutsch-palu,frauz, 
zum 1. 7. 31 91/2 


Molkereigehilfe 
20 J., sofort. 


Brennereiverwalter 
dtspoln, i, W, n 
731 


93/1 


a5 J. Schr 


vum 


a A 
Al.-poln, i. W 
Schulbildung, 25 
sofori. 


Rechnungsführer, 


23 J. dt.-poln., sofort, 90/3 


20 J. 
in Handel 


Praxis 
internehmen. 96/2 


Einkommensteuer-Gesetz 


in deutscher. Uebeisetzung 
mit Auslhrung»verordnung-u, zahlreich ea) 
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